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Einen "ökologischen Marshallplan für die Welt" forderte kürzlich Dr. Friedbert Pflüger, CDU-Präsidiumsmitglied und bekennender Vertreter des liberalen Flügels der Union: Denn "in den kommenden zehn Jahren muß es einen radikalen Kurswechsel geben". Der Klimawandel sei eine Herausforderung, der sich insbesondere die führenden Industrieländer stellen müßten. Ähnlich wie US-Präsident John F. Kennedy die Amerikaner für das Weltraumprojekt begeistert hätte, müßten die Menschen in den gut entwickelten Staaten für den Umweltschutz gewonnen werden. Pflüger hält das gegenwärtige G8-Umweltministertreffen in Potsdam und das G8-Treffen in Heiligendamm für geeignete Foren, um das Thema Klimawandel beherzt anzugehen. Er hält einen globalen CO²-Emissionshandel für unverzichtbar: "Eine Tonne Kohlendioxid muß einen globalen Preis erhalten. Nur mit der EU-Selbstverpflichtung werden wir nicht weit kommen".
Wie die Menschen gewonnen werden, erleben Fernsehgucker jeden Abend vor ihrem Zeit-Totschlag-Gerät. Die Klimakatastrophe scheint den Holocaust als Leitthema der Umerzieher abzulösen. Doch damit nicht genug. Die Bundesregierung lud unter der Schirmherrschaft ihres Umweltministers vor allem Lehrer in 27 Städten in die großen Kinos und zeigte ihnen den Film "Inconvenient Truth" des früheren US-Vizepräsidenten und heutigen Hedge Fonds Manager Al Gore. Dazu wird der Propagandastreifen auf DVD gebrannt und an 6.000 Schulen verteilt. Gesponsert hat die Werbekampagne der WWF und, weil der Promi-Spenden-Eintreib-Verein ungern in die eigene Tasche greift, von Dr. Stephan Goetz von Goetz & Partners. Seine Firma arbeiten für Hedge Fonds und US Großbanken wie Goldman Sachs. Sie sucht für ihre Kunden die Objekte aus, die sich möglichst gewinnbringend aufkaufen, beleihen und zerlegt weiterverkaufen lassen. Er hatte in Berlin die Wohnungen der gemeinnützigen GSW an den Cerberus Fonds vermittelt. Auch der Chefmanager von Siemens, Klaus Kleinfeld, lud am 18. März 900 "Promis" nach München, um ihnen Gores Film nahe zu bringen und sie von Dennis Meadows bearbeiten zu lassen. Meadows hatte Ende der sechziger Jahre den Bericht des Club of Rome "Grenzen des Wachstums" verfaßt.

Am 21. März agitierte im US-Kongreß: "Unser Planet hat Fieber [...] Wenn Ihr Kind Fieber hat, gehen Sie zum Doktor. Wenn der Doktor dann eine Behandlung vorschlägt, sagen Sie ja auch nicht, "Ich habe neulich einen Science Fiktion Roman gelesen, in dem es heißt, das sei kein ernsthaftes Problem. Wenn das Kinderbettchen brennt, spekulieren Sie nicht darüber, ob ihr Kind vielleicht feuerfest ist. Sie handeln". Dieser Widerlegung der Kritik an den wissenschaftlichen Grundlagen seines Films folgte die übliche verlogene Litanei, etwa daß das Jahr 2006 das wärmste seit je her und Januar 2007 der wärmste Monat seit Menschengedenken gewesen sei. Mit seiner Eröffnung gestand er ein, daß trotz Mediengleichschaltung immer mehr Leuten die Klima-Propaganda zuwider wird. Die Kritik stammt zumeist von Wissenschaftlern, die entweder schon emeritiert sind oder sonstwie nicht um ihren Job bangen müssen. Wer sonst kann sich das im "freien Westen" leisten?

Ist es denkbar, daß all die besorgten Leute irren? Ist es nicht tatsächlich in den letzten Jahren (bis 1998) wärmer geworden? An Klimaänderungen zweifelt niemand. Sie gab es, solange die Erde besteht. Die Frage ist, ob CO² daran schuld ist und ob eine CO²-Vermeidung irgend etwas daran ändern könnte? Hieran kann, wer sich sachlich und ernsthaft informiert, kaum mehr zweifeln. Was also soll die Kampagne?

Die Klimakatastrophe ist ja nicht die erste ökologische Sau, die durchs Dorf getrieben wird. Ein kurzer Rückblick ist hilfreich. 1967 erhielt Aurelio Peccei, Vorstandsmitglied bei Olivetti und Fiat, den Vorsitz des Wirtschaftsausschusses im Internationalen Atlantik Institut und hatte in dieser Funktion die Führungsspitzen der NATO über das Thema "Die Neuordnung der Welt und die Notwendigkeit globaler Planung" zu unterrichten. Damit gelangte er in den Vorstand des im gleichen Jahr in Rockefellers Villa am Comer See gegründeten Club of Rome mit dem erwähnten Bericht "Grenzen des Wachstums". 1969 gründete die NATO (das Militärbündnis!) das Komitee "Herausforderung der modernen Gesellschaft". Im Gründungsdokument steht "Das Überleben der heutigen menschlichen Gesellschaft wird gegenwärtig von einem neuen Faktor bedroht: der schnellen Verschlechterung des Globus als ökologischem System. Die weltweite ökologische Krise hat drei Komponenten: die Verstädterung, die Bevölkerungsexplosion und der zerstörerische Eingriff der Technik des Menschen in seine physikalische und sozio-kulturelle Umgebung". Der damalige stellvertretende Generalsekretär der NATO Dr. W. Henily erinnerte sich "Zuerst haben die europäischen Regierungen gezögert, sich damit zu befassen, dann haben die grünen Parteien und die Umweltschützer auf die Regierungen Druck ausgeübt".

Daran, wie dieser Druck in Deutschland zustande kam, erinnerte Dr. Hartkopf, Staatssekretär bei Genscher (um 1974 noch Innenminister) höhere Bundesbeamten in einer Rede vor dem DBB in Bad Kissingen am 08.01.1986: "Zur Organisation des Umweltschutzes und damit zur Unterstützung der Umweltverwaltung bedarf es einer Lobby, die außerhalb von Verwaltung und Parlament Forderungen für mehr Umweltschutz erhebt und damit in Politik und Medien gehört wird. Nachdem zu Beginn der eigentlichen bundesdeutschen Umweltpolitik eine solch potente Gegenseite nicht vorhanden war, mußte sie geschaffen werden. Es waren vorwiegend Beamte, die den Grundstein für die Arbeitsgemeinschaft für Umweltfragen legten und sie mit Leben und sachlichen Mitteln ausstatteten. Doch die Arbeitsgemeinschaft für Umweltfragen ist kein umweltpolitischer Kampfverband. Weil ein solcher fehlte, mußte er eben gebildet werden. Es waren wiederum Beamte, die den Plan vorwärts trieben, örtliche Bürgerinitiativen zu einem Dachverband zusammenzuschließen und die die Gründungsversammlung und noch einiges mehr finanzierten. Natürlich war allen Beteiligten klar, daß man einen ziemlich wilden Haufen ins Leben gerufen hatte, der auch der Umweltverwaltung durch seine Forderungen schwer zu schaffen machen würde. Doch das eigentliche Wadenbeißen des Verbandes fand immer in der richtigen Richtung statt und verschaffte der Umweltverwaltung Luft zum Agieren". Erste Gegenstände: Atom-Angst (das gewünschte Ziel) und Waldsterben (der psychologische Hebel in Deutschland).

Wieso kam ausgerechnet das Militärbündnis NATO auf diese innenpolitische Umweltinitiative? 1967 (bei der Gründung des Club of Rome) bahnte sich die erste Dollar-Pfundkrise an. 1969 (als der Bericht "Grenzen des Wachstums" so in allen Medien war, wie heute die Klimakatastrophe) brach sie aus und führte 1971 zum Ende des damaligen Weltwährungssystems. Die Finanzkrise wurde dann 1974 durch die Anhebung der Ölpreise um 400% und den Petrodollar-Mechanismus zur vorerst beliebigen Dollaremission behoben. Bezahlt haben es die Ölverbraucher. Allerdings kam die grüne Kampagne erst 1974, als der Anlaß behoben war, so richtig in Gang. Sie wurde beibehalten, weil die Lösung nicht von Dauer sein konnte.

Sie führte in den Achtziger Jahren zur Schuldenkrise. Am 2. Oktober 1989, als der Deal mit den USA perfekt war, sprach der sowjetische Außenminister Schewardnadse vor der Foreign Policy Association des US Establishments: "Unmittelbar vor unseren Augen schlittert die Welt in eine tiefe Wirtschaftsdepression: Die Schulden der Länder der Dritten Welt, die Zinsen, welche sie zahlen müssen und die Geschwindigkeit ihrer wirtschaftlichen Entwicklung. Sind das nicht Zeichen einer drohenden Katastrophe [...] Radikale und kraftvolle Schritte sind jetzt notwendig". Wer jetzt wirtschaftspolitische Vorschläge erwartete, sah sich getäuscht. Der SU-Außenminister fuhr bruchlos fort: "Man kann sich sehr wohl eine Situation vorstellen, in der eine Regierung ein konventionelles Kraftwerk in einem Nachbarland angreift, um die Vergiftung seiner Bevölkerung mit schwefelhaltigen Emissionen zu verhindern. Solche Konflikte können demographische Probleme schaffen, Hunger, Armut unter der Weltbevölkerung oder Epidemien [...]" Der erneute Ausbruch der Umwelthysterie sollte die Folgen der weltwirtschaftlichen Mißwirtschaft überdecken.

Die Sowjets waren plumper als ihre US-Kollegen, deshalb haben sie den Wettlauf um den Pokal der Internationalen Finanzwirtschaft "Weltherrschaft" verloren. Die Verschuldungskrise wurde durch allerlei Finanzinnovationen vorübergehend ausgesetzt und die Welt mit Zahlungsmitteln überschwemmt. Diese (Geld aller Arten) sind aber nichts anderes als verdinglichte Schulden. Ihre Vermehrung führt zum Verlust der Kreditwürdigkeit und folgerichtig zur Deflation wegen ausbleibender Neukreditaufnahme. Wo Geld verdient wurde, beglich man Schulden, um die Insolvenz abzuwehren. Im sich aufstauenden Warenüberhang spiegelt sich der Schuldenüberhang. Wirtschaften wird zum trickreichen Schwarzen Peter Spiel: Wer bleibt auf den uneintreibbaren Schuldscheinen sitzen?

Eddie George, 1993 bis 2003 der Gouverneur der Bank of England, versuchte am 20. März vor dem Treasury Select Committee in London die von ihm eingeleitete Geldschwemme in England, (u. a. mit einer Konsumentenkreditblase von über einer Billion Pfund) zu rechtfertigen; sie war dort wie in den USA vor allem durch überzogene Hypotheken aufgeblasen worden und droht nun zu platzen: George sagte: "Im Umfeld einer weltweiten Wirtschaftsschwäche zu Beginn der Dekade blieben uns nur zwei Alternativen, um die Nachfrage aufrecht zu erhalten, öffentliche Ausgaben oder Privatkonsum" "Wir mußten das Geldausgeben der Konsumenten stimulieren. Wir wußten, daß wir das bis zu einem Grad treiben mußten, der mittel- und langfristig nicht aufrecht zu erhalten war. Doch wir hätten, wenn wir es nicht getan hätten, die Wirtschaft des Vereinigten Königreiches wie die USA in eine Rezession getrieben". Was ohnehin geschehen ist.

Über "Umweltschutz" wurde ein "Kaufzwang" für allerlei mehr oder weniger sinnlose Dinge (z.B. Katalysatoren, Hausisolierung, vorgezogener Ersatz von noch funktionstüchtigen Geräten, Filter, demnächst Glühbirnen usw.) aufgebaut. Diese Dinge sind selbst nicht produktiv und sollten daher den Warenüberhang nicht noch vergrößern. Sie schufen kein Einkommen, aber mittels staatlicher Subventionen und Zwangsmaßnahmen doch "Arbeitsplätze" (wie neue Behörden, Windmühlen, Solarpaneele, extra teure "Bio-Dinge", wie "erneuerbare" Treib- und Rohstoffe usw.). Das finanzpolitisch Genialste war den Europäern eingefallen: Kaufzwang für Luft. Nichts anderes sind die CO²-Emissionsrechte. Hier werden Werte aus dem Nichts geschaffen, für die ein Kaufzwang eingerichtet wird und deren "Wert" sich durch beliebige marktkonforme Verknappung nahezu beliebig steuern läßt (Sinkt die Nachfrage, werden "zum Klimaschutz" weniger Zertifikate vergeben). Die Kosten trägt der Endverbraucher, der dafür entsprechend weniger verbrauchen kann, sich ebenfalls "gesundschrumpft". So erreicht man schließlich das alte Ziel von Kissingers National Security Memorandum 200 aus dem Jahr 1974: Beseitigung der wertlosen Überbevölkerung mit der Umwandlung von Ackerfrüchten in Bio-Treibstoff bei gegenwärtig schon rund 50 Mio. verhungerter Menschen pro Jahr (nach UN-Angaben). Das ist nicht so gemeint? Sind Sie sich da sicher?

